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Ein Affekt kann nicht anders gehemmt oder
aufgehoben werden als durch einen anderen,

entgegengesetzten und stärkeren Affekt.
Baruch de Spinoza, Ethik, IV.7 (Leipzig 1975 [1677],

S. 265)

Weil die Menschen […] sich mehr von der Affektivität
als von der Vernunft leiten lassen, gilt folgendes:

Wenn eine Menge natürlicherweise übereinstimmt und
meint, von gleichsam einem Geist geleitet zu werden,

dann nicht, weil sie von der Vernunft, sondern weil sie
von irgendeinem gemeinsamen Affekt geleitet wird.

Baruch de Spinoza, Politischer Traktat, VI.1
(Sämtliche Werke, Bd. 5.2, Hamburg 2010 [1670],

S. 69)





1. Eine neue autoritäre Form des
Neoliberalismus

In meinem Buch Für einen linken Populismus, das an
den diskursiven hegemonialen Ansatz von Hegemonie
und radikaleDemokratie sowie an Ernesto Laclaus Po-
pulismusanalyse inDie populistischeVernunft anknüpft,
habe ich die Lage in Westeuropa in den Jahren nach der
Finanzkrise 2008 untersucht. Diese Lage bezeichnete
ich als »populistischen Moment«.1 Er war Ausdruck ver-
schiedener Formen von Widerstand gegen die politi-
schen und wirtschaftlichen Transformationen, die aus
dreißig Jahren neoliberaler Hegemonie erwuchsen. Die-
se Transformationen hatten zu einer Situation geführt,
die als »Postdemokratie« charakterisiert wird, um die
Erosion der beiden Säulen des demokratischen Ideals
zu kennzeichnen: Gleichheit und Volkssouveränität.

In der politischen Arena hat diese Entwicklung eine
Konstellation hervorgebracht, die ich in Über das Poli-
tische als »Postpolitik« gefasst habe.2 Mit diesem Be-
griff meine ich den Konsens zwischen Mitte-rechts-

1 Chantal Mouffe, Für einen linken Populismus, Berlin: Suhrkamp
2018; Ernesto Laclau und Chantal Mouffe, Hegemonie und radikale
Demokratie. Zur Dekonstruktion des Marxismus, 6. überarbeitete
Auflage, Wien: Passagen 2020 [1985]; Ernesto Laclau, Die populisti-
sche Vernunft, Wien: Passagen 2022 [2005].

2 Chantal Mouffe,Über das Politische.Wider die kosmopolitische Illu-
sion, Frankfurt am Main: Suhrkamp 2007.
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und Mitte-links-Parteien, dass es zur neoliberalen Glo-
balisierung keine Alternative gebe. Unter dem Vorwand
der durch die Globalisierung erzwungenen »Moderni-
sierung« akzeptierten sozialdemokratische Parteien die
Diktate des Finanzkapitalismus und die Grenzen, die
sie staatlichen Interventionen im Bereich von Umvertei-
lungsmaßnahmen setzten. Politik wurde zu einer rein
technischen Angelegenheit mit dem Ziel, die etablierte
Ordnung zu verwalten, zu einer Domäne der Experten.
Wahlen bieten keine Gelegenheit mehr, sich über tradi-
tionelle »Regierungsparteien« für tatsächliche Alterna-
tiven zu entscheiden. Das Einzige, was Postpolitik zu-
lässt, ist ein Machtwechsel zwischen Mitte-rechts und
Mitte-links. Somit wurde die Macht des Volkes, einer der
Grundpfeiler des demokratischen Ideals, untergraben:
Die Volkssouveränität wurde für obsolet erklärt und
die Demokratie auf ihre liberale Komponente redu-
ziert.

Diese Veränderungen auf politischer Ebene fanden
im Kontext eines neuen Modus kapitalistischer Regu-
lierung statt, in dem Finanzkapital eine zentrale Stel-
lung einnimmt. Die Finanzialisierung hat zu einer erheb-
lichen Ausweitung des Finanzsektors auf Kosten der
produktiven Wirtschaftsbereiche geführt. Mit den Aus-
wirkungen der Austeritätspolitik, die nach der Krise
2008 durchgesetzt wurde, erlebten wir eine exponen-
tielle Zunahme der Ungleichheit in europäischen Län-
dern, vor allem im Süden. Diese Ungleichheit betrifft
nicht mehr nur die Arbeiterklasse, sondern auch weite
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Teile der Mittelschicht, die in einen Prozess der Verar-
mung und Prekarisierung geraten ist. Diese Entwick-
lung hat zum Zusammenbruch des anderen Pfeilers
des demokratischen Ideals beigetragen – der Verteidi-
gung der Gleichheit, die ebenfalls aus dem breiteren
liberaldemokratischen Diskurs eliminiert wurde. Das
Ergebnis neoliberaler Hegemonie ist, dass sowohl so-
zioökonomisch als auch politisch ein wahrhaft oligar-
chisches Regime geschaffen wurde. Alle, die sich diesem
postdemokratischen »Konsens der Mitte« entgegen-
stellen, werden als Extremistinnen dargestellt und als
Populistinnen denunziert.

Eine der zentralen Thesen dieses Buches lautet, dass
der »populistische Moment« im postdemokratischen
Kontext zu sehen ist. Um seine Dynamik zu verstehen,
ist es notwendig, einen antiessentialistischen Ansatz zu
verfolgen, der das »Volk« als eine politische Kategorie
begreift, nicht als eine soziologische oder als empiri-
sches Bezugsobjekt. Der für die populistische Strategie
charakteristische Gegensatz von »Volk« und »Estab-
lishment« lässt sich auf sehr unterschiedliche Weisen
konstruieren. In mehreren europäischen Ländern sind
gegen das Establishment gerichtete Forderungen von
rechtspopulistischen Parteien vereinnahmt worden, die
die Ablehnung der Postdemokratie auf autoritäre Wei-
se äußern. Diese Bewegungen konstruieren ein »Volk«
durch einen exklusiven ethnonationalistischen Diskurs,
der Migrantinnen ausschließt, die als Bedrohung der
nationalen Identität und des Wohlstands gelten. Sie tre-
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ten für eine Demokratie ein, die ausschließlich die Inte-
ressen jener verteidigt, die sie für »echte Staatsbürger«
halten. Im Namen einer Wiederherstellung der Demo-
kratie fordern sie in Wirklichkeit deren Beschränkung.

Um weitere Erfolge dieser autoritären Bewegungen
zu verhindern, ist es meiner Ansicht nach notwendig,
die politische Grenze so zu ziehen, dass sie die Demo-
kratie vertieft, statt sie einzuschränken. Das bedeutet,
eine linkspopulistische Strategie zu verfolgen, die »ein
Volk« zu konstituieren versucht, das auf einer »Äquiva-
lenzkette« zwischen vielfältigen demokratischen Aus-
einandersetzungen über Fragen der Ausbeutung,Unter-
drückung und Diskriminierung aufbaut. Eine solche
Strategie läuft darauf hinaus, die »soziale Frage« wie-
der in den Vordergrund zu rücken und dabei einerseits
die zunehmende Fragmentierung und Diversität der
»Arbeiterschaft« im Blick zu behalten, andererseits
aber auch die Besonderheit der verschiedenen demo-
kratischen Forderungen des Feminismus, Antirassis-
mus und der LGBTQ+-Bewegung zu berücksichtigen.
Das Ziel ist die Artikulation eines transversalen »Ge-
meinwillens«, eines »Volkes«, das geeignet ist, an die
Macht zu kommen und eine neue hegemoniale Forma-
tion zu etablieren, um einen Prozess in Gang zu setzen,
der die Demokratie radikalisiert.

Ein solcher Prozess demokratischer Radikalisie-
rung setzt sich mit den bestehenden politischen Institu-
tionen auseinander und sucht sie durch demokratische
Verfahren tiefgreifend zu verändern. Die entsprechen-
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de Strategie zielt nicht auf einen radikalen Bruch mit
der pluralistischen liberalen Demokratie und die Grün-
dung einer völlig neuen politischen Ordnung ab. Da-
her unterscheidet sie sich eindeutig sowohl von der re-
volutionären Strategie der »extremen Linken« als auch
vom sterilen Reformismus der Sozialliberalen. Sie ist
eine Strategie des »radikalen Reformismus«.

Seit Erscheinen meines Buches Für einen linken Po-
pulismus 2018 haben mehrere politische Kräfte, die ich
dort als Beispiele für die Verfolgung einer »linkspopu-
listischen« Strategie heranzog – Podemos in Spanien,
Jean-Luc Mélenchons La France insoumise und die
Labour Party unter Jeremy Corbyn –, eine Reihe von
Rückschlägen bei Wahlen erlitten. In Teilen der Lin-
ken wird deshalb behauptet, dieses Projekt sei geschei-
tert und es sei an der Zeit, zu traditionelleren Formen
linker Politik zurückzukehren. Jene Rückschläge sind
unbestreitbar, jedoch kann man eine politische Strate-
gie nicht aus dem alleinigen Grund verwerfen, dass
manche ihrer Anhänger ihre Ziele nicht auf Anhieb er-
reicht haben.

Diejenigen, die diesen Schluss dennoch ziehen, set-
zen die linkspopulistische Strategie fälschlicherwei-
se mit einem »Bewegungskrieg« gleich; sie ähnelt aber
viel eher einem »Stellungskrieg«, in dem es immer Zei-
ten des Vormarschs und des Rückzugs gibt.Wenn man
nach Gründen für die enttäuschenden Wahlergebnisse
von Podemos, Labour und La France insoumise sucht,
stellt man zudem fest, dass diese Parteien in der Regel

13



dann schlecht abschneiden, wenn sie ihre frühere links-
populistische Strategie aufgeben. Als Podemos 2015
und Corbyn und Mélenchon 2017 auf linkspopulisti-
sche Kampagnen setzten, gewannen sie zwar nicht, er-
zielten aber sehr gute Ergebnisse. Erst als sie in späte-
ren Wahlkämpfen eine andere Strategie verfolgten, ging
ihr Stimmenanteil zurück. Und als Mélenchon sich
im Präsidentschaftswahlkampf 2022 auf den Links-
populismus zurückbesann, stand er wieder gut da. Ein
Zeichen dafür, dass die linkspopulistische Strategie
nach wie vor relevant ist und nicht aufgegeben werden
sollte.

Sicher, wir befinden uns nicht mehr in einer »hei-
ßen« populistischen Phase starker Politisierung, und
heute herrschen eindeutig völlig andere Bedingungen
als vor der Pandemie. Die wiederholten Lockdowns
und die von einigen neoliberalen Regierungen einge-
führten Formen der Kontrolle haben öffentliche De-
monstrationen gegen die Sparpolitik zum Erliegen ge-
bracht. Im Namen der Bekämpfung des Coronavirus
wurden immer autoritärere Maßnahmen durchgesetzt.
Keine besonders günstige Zeit, um breiten Widerstand
zu organisieren. Es kann jedoch nicht davon die Rede
sein, dass die neue Situation eine völlig andere Strategie
der Linken erfordert.

Wichtig ist, die Besonderheit dieser durch eine dop-
pelte Herausforderung charakterisierten Lage zu er-
kennen: Wie sollen wir mit den sozialen und ökonomi-
schen Folgen der Pandemie umgehen und wie mit dem
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von der Erderwärmung verursachten Klimanotstand?
Die Erderwärmung stellt nur einen von vielen Aspek-
ten der Klimakrise dar, aber sie ist unzweifelhaft der
augenfälligste, und ihre Folgen sind für viele Menschen
unmittelbar spürbar.Wissenschaftler warnen seit Jahr-
zehnten vor den dramatischen Konsequenzen dieses
Phänomens, fanden aber lange kein Gehör. Dank der
Mobilisierung der Jugend hat das Klima in der politi-
schen Agenda jedoch eine bedeutende Rolle erhalten.
Wenn man eine Antwort auf die neoliberale Offensive
ins Auge fasst, lassen sich die soziale und die ökologi-
sche Krise, so unterschiedlich sie auch sind, nicht von-
einander trennen. Um den Charakter der Kämpfe zu
verstehen, in die sie eingebettet sind, ist es aber den-
noch hilfreich, sie getrennt zu analysieren.

In diesem Kapitel werde ich die Auswirkungen der
Maßnahmen untersuchen, die neoliberale Regierun-
gen ergriffen haben, um mit den sozialen und ökono-
mischen Folgen der Pandemie umzugehen. Signalisieren
sie einen Schritt in Richtung eines »postneoliberalen«
Horizonts, wie manche meinen, oder erleben wir viel-
mehr die Entstehung einer neuen Version des Neolibe-
ralismus, die besser zu der gegenwärtigen Notlage
passt?

Die Reaktion der meisten Regierungen auf die Co-
vid-19-Gesundheitskrise war von einem hohen Maß
staatlicher Intervention geprägt. Massive Finanzsprit-
zen der Zentralbanken haben viele Firmeninsolvenzen
verhindert und es Branchen ermöglicht, zu überleben,
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ohne dass sie Arbeitskräfte entlassen mussten. Obwohl
ein erheblicher Teil der wirtschaftlichen Aktivitäten
abrupt zum Erliegen kam, gab es keinen katastrophalen
ökonomischen Zusammenbruch, weil diverse Formen
von Subventionen und Kurzarbeit umgesetzt wurden.
Das überraschende Ausmaß dieser staatlichen Inter-
ventionen verleitete Menschen vermutlich zu der An-
nahme, sie bedeuteten einen Bruch mit neoliberalen
Prinzipien. Aber ist das tatsächlich der Fall?

Der Neoliberalismus entstand, um die Gesellschaft
vor dem »Kollektivismus« zu schützen, den die marxis-
tische und die keynesianische Theorie propagierten;
seit der Gründung der neoliberalen Mont Pèlerin Socie-
ty im Jahr 1947 ist der erklärte Feind dieser Strömung
der interventionistische Staat, von dem Friedrich Au-
gust Hayek behauptete, er bringe Gesellschaften auf
den »Weg zur Knechtschaft«. In den Jahren des Sozial-
staates der Nachkriegszeit blieb dieser Ansatz margi-
nal. Nachdem er in Chile unter der Diktatur Augusto
Pinochets getestet wurde, konnte der Neoliberalismus
seine Konzeption einer freien Marktwirtschaft durch-
setzen und den Abbau des Sozialstaates in Angriff neh-
men, als Margaret Thatcher 1979 und Ronald Reagan
1981 an die Macht kamen. Wie Milton Friedman er-
klärte, war der Moment gekommen, dass etwas, das
lange politisch unmöglich schien, nun »politisch unaus-
weichlich« wurde.

Die neoliberale Offensive nutzte die Krise des keyne-
sianischen Wirtschaftsmodells, in die es angesichts der
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Stagflation (einer von Arbeitslosigkeit begleiteten zu-
nehmenden Inflation) in den siebziger Jahren geraten
war, und erklärte, es sei dringend notwendig, die Wirt-
schaftsstrategie radikal zu ändern. Seine Verfechterin-
nen beschlossen, den zwischen Kapital und Arbeiter-
schaft geschlossenen Kompromiss aufzukündigen und
den Vorrang des Kapitals wiederherzustellen; sie be-
haupteten, die wachsenden demokratischen Forderun-
gen und die Macht der Gewerkschaften hätten die Ge-
sellschaft »unregierbar« gemacht. Es sei höchste Zeit,
die »Politik zu entthronen«, wie Hayek es formulierte.

An dieser Stelle gilt es zu unterstreichen, dass man
zwar verkündete, die neoliberale Politik werde die Men-
schen von der Tyrannei des Staates befreien und eine
Ära der Freiheit einläuten, dass sie aber von Anfang
an mit massiven Repressionen gegen ihre Gegner ein-
herging. Das bekamen beispielsweise die Bergleute in
Großbritannien und die Gewerkschaften im öffent-
lichen Sektor der Vereinigten Staaten zu spüren. Der
Politikwissenschaftler Andrew Gamble hat auf die
zentrale Rolle des Staates in den tatsächlichen Prakti-
ken des Neoliberalismus hingewiesen und festgehalten,
man habe eine Strategie der »freien Wirtschaft und des
starken Staates« verfolgt.3 Was es zu beschneiden galt,
waren die Umverteilungsfunktion des Staates und sei-
ne Rolle in der Wirtschaftsplanung; seine repressiven

3 Andrew Gamble,The Free Economy and the Strong State. The Poli-
tics of Thatcherism, Durham: Duke University Press 1988.
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Funktionen jedoch mussten gestärkt werden, um Ei-
gentumsrechte zu verteidigen und das Funktionieren
des freien Marktes zu sichern.

David Harvey erklärt in seiner Kleinen Geschichte
des Neoliberalismus:

Der Neoliberalismus ist zunächst einmal eine Theorie poli-
tisch-ökonomischen Handelns, die davon ausgeht, dass man
den Wohlstand der Menschen optimal fördert, indem man
die individuellen unternehmerischen Freiheiten und Fähig-
keiten freisetzt, und zwar innerhalb eines institutionellen
Rahmens, dessen Kennzeichen gesicherte private Eigentums-
rechte, freie Märkte und freier Handel sind. Die Rolle des
Staates besteht einfach darin, einen institutionellen Rahmen
zu schaffen und zu erhalten, der solchem Wirtschaftshandeln
angemessen und förderlich ist.4

In dem Buch zeigt Harvey, wie die Hinwendung zum
Neoliberalismus seit den siebziger Jahren mit Prakti-
ken der Deregulierung, Privatisierung und des Rück-
zugs des Staates aus vielen Bereichen der sozialen Da-
seinsvorsorge einherging.

Durch solche Praktiken gelang es den Neoliberalen,
die Vorstellung durchzusetzen, die Freiheit des Mark-
tes sei die Bedingung für die Ausübung individueller
Freiheit. Diese Annahme wurde so fest im Alltagsver-
ständnis verankert, dass sie irgendwann als selbstver-
ständlich galt. Nachdem die Ideologie des »Besitzin-

4 David Harvey, Kleine Geschichte des Neoliberalismus, Zürich: Rot-
punkt 2007, S. 8.
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dividualismus« in der Ära des sozialdemokratischen
Konsenses der Nachkriegszeit im Zaum gehalten wor-
den war, wurde sie nun wieder zur Matrix vieler gesell-
schaftlicher Beziehungen.

In Großbritannien startete Margaret Thatcher unter
diesem Banner der Freiheit ihre ideologische Offensive
gegen die Schlüsselelemente der sozialdemokratischen
Hegemonie. Was wie Arbeitslosigkeit zuvor als sozia-
les Problem verstanden worden war, das daher auch
einer sozialen Lösung bedurfte, wurde in persönliches
Versagen umdefiniert, und staatliche Interventionen gal-
ten nun als Form der Unterdrückung. Indem Thatcher
die Vorzüge des freien Marktes propagierte, konnte sie
die Unterstützung vieler Sektoren gewinnen, die ihr
Versprechen, sie von der repressiven Macht des Staates
zu befreien, attraktiv fanden.

Der Thatcherismus stieß in weiten Teilen der popu-
lären Klassen (classes populaires) auf Zustimmung, weil
die bürokratische Art, in der viele Sozialleistungen ver-
teilt wurden, Widerstand gegen staatliche Interventio-
nen erzeugt hatte. Thatchers Fähigkeit, sich die in die-
sem Widerstand mitschwingenden Affekte zunutze zu
machen, erklärt ihren Erfolg bei der Umsetzung neo-
liberaler Maßnahmen in Großbritannien.

Man muss sich außerdem klarmachen, dass der Neo-
liberalismus (als ökonomisch-politisches Regime) je
nach Kontext vielfältige ideologische Formen anneh-
men kann, denen aber bestimmte Merkmale gemeinsam
sind. Und daher sollte man sich davor hüten, eine neue
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